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bereits nach Ablauf eines Jahres nach Beendigung der Ehe 
verjährt ( § 4 0  Abs. 2 Satz 2 FGB).
CHARLOTTE М І Е Ы С Н ,
Richter am Obersten Gericht

§§ 174 Abs. 3, 167 Abs. 3 ZPO.
Die Auferlegung der gesamten Kosten eines Eheverfah­
rens auf eine Prozeßpartei ist nur dann vertretbar, wenn 
sie allein oder überwiegend zur Zerrüttung der Ehe bei­
getragen hat und darüber hinaus auch ihre wirtschaftli­
chen Verhältnisse wesentlich günstiger sind als die der 
anderen Prozeßpartei.
OG, Urteil vom 5. Mai 1981 - 3 OFK 12/81.

Das Kr^isgericht hat die Ehe der Prozeßparteien geschie­
den. Die Kosten des Verfahrens wurden dem Kläger zu 
zwei Drittel und der Verklagten zu einem Drittel aufer­
legt.

Auf die Beschwerde der Verklagten hat das Bezirks­
gericht die Kostenentscheidunig des Kreisgerichtls aufge­
hoben und die gesamten Kosten dem Kläger auferlegt. 
Dazu vertrat das Bezirksgericht die Auffassung, daß nach 
den Feststellungen des Kreisgerichts das Scheitern der 
Ehe maßgeblich auf das Verhalten des Klägers zurückzu­
führen sei, so daß er bereite aus diesem Grunde die ge­
samten Kosten des Verfahrens zu tragen habe. Diese 
Kostenregelung sei aber auch deshalb gerechtfertigt, weil 
er in sehr günstigen Einikommensverhältnissen lebe.

Gegen den Beschluß des Bezirksgerichts richtet sich 
der Kassationsantrag des Präsidenten des Obersten Ge­
richts, der Erfolg hatte.

Aus der Begründung:
Nach § 174 Abs. 3 ZPO hat das Gericht über die Kosten 
eines Eheverfahrens unter Würdigung der getroffenen 
Feststellungen und der wirtschaftlichen Verhältnisse der 
Prozeßpartelen zu entscheiden. Unter Beachtung dieser 
Bestimmung ist das Kreisgericht zu einer zutreffenden 
Kostenverteilung gekommen. Der von der Entscheidung 
des Kreisgerichte abweichenden Auffassung des Bezirks­
gerichts kann, nicht zugestimmt werden.

Nach den für die Entscheidung des Bezirksgerichte zu 
beachtenden Feststellungen des Kreisgerichte zu den Um­
ständen der Scheidung war davon auszugehen, daß über­
wiegend der Kläger zum Sinnverlust der Ehe beigetragen 
hat. Insoweit ist den im wesentlichen übereinstimmen­
den Auffassungen des Kreis- und Bezirksgerichts beizu­
pflichten. Abgesehen von den Feststellungen zur Ehezer­
rüttung hatte das Bezirksgericht jedoch auch die wirt­
schaftlichen Verhältnisse beider Prozeßparteien zu prüfen 
und bei der Kostenverteilung zu beachten (vgl. OG, Urteil 
vom 7. Juni' 1977 - 1 OFK 15/77 - NJ 1977, Heft 16, S. 566). 
Das ist nicht geschehen. Es wurde nur auf das Nettoein­
kommen des Klägers hingewiesen. Auf das Einkommen 
der Verklagten wurde nicht eingegangen.

Nach den Einikommensbescheinigungen kann von an­
nähernd gleichen Einkommensverhältnissen beider Pro­
zeßparteien ausgegangen werden. Unter Berücksichtigung 
der wirtschaftlichen Verhältnisse der Prozeßparteien war 
es erforderlich gewesen, auch die Verklagte an den Ko­
sten des Verfahrens zu beteiligen. Die Auferlegung der 
gesamten Kosten eines Eheverfahrens auf eine Prozeß­
partei 1st nur dann vertretbar, wenn sie allein oder über­
wiegend zur Zerrüttung der Ehe beigetragen hat und 
darüber hinaus auch ihre wirtschaftlichen Verhältnisse 
wesentlich günstiger sind-als die der anderen Prozeßpar­
tei (vgl. OG, Urteil vom 21. Januar 1975 — 1 ZzF 24/74 — 
NJ 1975, Heft 13, S. 403).

Um zu einer gerechten Kostenverteilung zu gelangen, 
hätte sich das Bezirksgericht auch einen Überblick ver­
schaffen sollen, in welcher voraussichtlichen Höhe Kosten 
entstehen werden und in welchem Umfang die Prozeß­
parteien von der Kostenenteeheidung tatsächlich betrof­
fen werden (vgl. u. a. die erwähnten OG-Urteile vom 
21. Januar 1975 und vom 7. Juni 1977).

Zivilrecht
АО über die Tierkörperbeseitigung und -Verwertung vom
12. November 1965 (GBl. II Nr. 128 S. 859); TierseuchenVO 
vom 11. August 1971 (GBl. II Nr. 64 S.557); Ziff. 6 der 
Weisung Nr. 16 zur FleischuntersuchungsÄO — Bedingun­
gen für die Abgabe und Behandlung von Fleisch für Fut­
terzwecke — vom 1. Februar 1978 (Verfügungen und Mit­
teilungen des Ministeriums für Land-, Forst- und Nah­
rungsgüterwirtschaft Nr. 2/1978 S. 17); §§84 Abs. 2, 93, 
139 Abs. 1,148, 156, 330 ff. ZGB.
1. Wer gewerblich Handel mit Futterfleisch betreibt, ist 
verpflichtet, alle dafür in Betracht kommenden gesetzli­
chen Bestimmungen sowie darauf beruhende Weisungen 
und dgl. zu beachten.

Eine Verlagerung der sich aus veterinär-hygienischen 
Bestimmungen ergebenden Pflichten des Gewerbetreiben­
den auf den Käufer (hier: Abkochen des Futterfleisches) 
ist nicht zulässig. Eine zu diesem Zweck erteilte Beleh­
rung ist daher nicht geeignet, den Gewerbetreibenden 
von der Verpflichtung zum Schadenersatz zu befreien.
2. Zum Schadenersatzanspruch aus Garantie beim Kauf. 
OG, Urteil vom 30. Juli 1981 - 2 OZK 20/81.

Der Verklagte betreibt gewerbsmäßig Handel mit Futter­
fleisch für Hunde. Der Kläger kauft vom Verklagten re­
gelmäßig größere Mengen Fleisch zur Fütterung seines 
Hundes sowie der Hunde anderer Hundehalter.

Am 5. Februar 1980 hat der Kläger vom Verklagten 
100 kg Futterfleisch im Rohzustand gekauft. Mit diesem 
Fleisch fütterte er am 6. Februar 1980 seinen Schäferhund, 
der ca. 3 Stunden danach verendete. Eine vom Verklagten 
der Ehefrau des Klägers bei der Übergabe des Futterflei­
sches ausgehändigte schriftliche Belehrung, das Fleisch nur 
in abgekochtem Zustand zu verfüttern, hat der Kläger erst 
nach Fütterung seines Hundes zur Kenntnis genommen.

Am 13. Februar 1980 hat der Kläger einen Teil des zwi­
schenzeitlich eingefrosteten Fleisches an den Hundehal­
ter S. weiterverkauft. Dieser hat das Fleisch ebenfalls im 
Rohzustand an seinen Bernhardiner verfüttert, der ca. 
2 Stunden später verendete. Das Bezirksinstitut für Vete­
rinärwesen hat bestätigt, daß beide Hunde an einer Ver­
giftung durch Toxine verendet sind, die in dem vom Ver­
klagten gelieferten Fleisch vorhanden waren.

Der Kläger A. und der als Kläger zu 2) aufgetretene 
Hundehalter S. haben vorgetragen, daß der Verklagte ver­
pflichtet gewesen sei, das Futterfleisch nur in abgekochtem 
Zustand zu verkaufen. Sie haben Schadenersatz für beide 
Hunde im Werte von 450 M bzw. 1 200 M sowie für Ver­
dienstausfälle und sonstige Aufwendungen gefordert und 
beantragt, den Verklagten zu verurteilen, an den Kläger A. 
542,38 M und an den Kläger S. 1 350 M Schadenersatz zu 
zahlen.

Der Verklagte hat Klageabweisung beantragt und vor­
getragen, daß er das Futterfleisch auf Grund eines Defekts 
der Abkochanlage in B. nur im Rohzustand habe verkau­
fen können. Er selbst verfüge über keine derartige Anlage, 
deshalb habe er seine Kunden schriftlich belehrt, das 
Fleisch im abgekochten Zustand an die Tiere zu verfüttern.

Das Kreisgericht hat den Verklagten verpflichtet, Scha­
denersatz in Höhe von 225 M bzw. 600 M an die Kläger zu 
zahlen. Im übrigen hat es die Klage abgewiesen. Dazu hat 
es im wesentlichen ausgeführt, daß der Verklagte entge­
gen den gesetzlichen Bestimmungen das Fleisch im Roh­
zustand verkauft habe. Dieses pflichtwidrige Verhalten sei 
mit ursächlich für den Tod der Tiere. Zugleich seien beide 
Kläger für den eingetretenen Schaden mitverantwortlich. 
(wird ausgeführt) Deshalb müßten sie den erlittenen Scha­
den zur Hälfte selbst tragen.

Gegen diese Entscheidung haben die Prozeßparteien 
Berufung eingelegt, mit der sie ihre im Verfahren erster 
Instanz gestellten Anträge wiederholt haben. In der Be­
rufungsverhandlung haben beide Kläger erklärt, daß am 
weiteren Verfahren nur noch der Kläger A. teilnimmt, der 
auch den dem Hundehalter S. entstandenen Schaden gel­
tend macht

Das Bezirksgericht hat die Entscheidung des Kreisge­
richts aufgehoben und die Klage und die Berufung des 
Klägers als unbegründet abgewiesen. Dazu hat es ausge-
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